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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2236/95 DES RATES
vom 18 . September 1995

über die Grundregeln für die Gewährung von Gemeinschaftszuschüssen für
transeuropäische Netze

Artikel 1 29c des Vertrags bestimmt, daß die Gemeinschaft
eine Reihe von Leitlinien aufstellt, in denen die Ziele, die
Prioritäten und die Grundzüge der im Bereich der trans­
europäischen Netze in Betracht gezogenen Aktionen
erfaßt werden, und daß sie die finanziellen Anstren­
gungen der Mitgliedstaaten zum Aufbau transeuropäischer
Netze unterstützen kann.

Es sind die Grundregeln für die Gewährung von Gemein­
schaftszuschüssen für transeuropäische Netze festzulegen,
so daß dieser Artikel durchgeführt werden kann .

Nach Artikel 129c des Vertrags kann die Gemeinschaft in
den Leitlinien ausgewiesene Vorhaben von gemeinsamem
Interesse unterstützen .

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 129d Absatz 3,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (2),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),

gemäß dem Verfahren des Artikels 1 89c des Vertrags (4),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach Artikel 3 Buchstabe n) des Vertrags umfaßt die
Tätigkeit der Gemeinschaft die Förderung des Auf- und
Ausbaus transeuropäischer Netze .

Nach Artikel 129b des Vertrags trägt die Gemeinschaft
zum Auf- und Ausbau transeuropäischer Netze in den
Bereichen der Verkehrs-, Telekommunikations- und
Energieinfrastruktur bei, um einen Beitrag zur Verwirkli­
chung der Ziele der Artikel 7a und 130a des Vertrags zu
leisten .

Nach Artikel 129b Absatz 2 des Vertrags zielt die Tätig­
keit der Gemeinschaft auf die Förderung des Verbunds
und der Interoperabilität der einzelstaatlichen Netze
sowie des Zugangs zu diesen Netzen ab und hat insbe­
sondere der Notwendigkeit Rechnung zu tragen, insulare ,
eingeschlossene und am Rande gelegene Gebiete mit den
zentralen Gebieten der Gemeinschaft zu verbinden.

Die von der Kommission vorgeschlagenen Leitlinien
gemäß Artikel 129c Absatz 1 des Vertrags werden zur Zeit
vom Europäischen Parlament und vom Rat geprüft. Für
den Fall, daß die Beschlüsse zur Festlegung dieser Leitli­
nien zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung
noch nicht in Kraft getreten sind, ist als Ubergangsrege­
lung vorzusehen, daß im Rahmen der für das Haushalts­
jahr 1995 zur Verfügung stehenden Mittel spätestens bis
zum 31 . Dezember 1995 ein Gemeinschaftsbeitrag zu
einzelnen vorrangigen Vorhaben geleistet werden kann.

Bei der Finanzierung der transeuropäischen Netze sollten
verstärkt privates Kapital beteiligt und Partnerschaften
zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor
gefördert werden .

Die Gemeinschaftsunterstützung kann insbesondere in
Form von Durchführbarkeitsstudien, Anleihebürgschaften
oder Zinszuschüssen erfolgen . Diese Zuschüsse und
Bürgschaften werden im Zusammenhang mit einer finan­
ziellen Unterstützung durch die Europäische Investitions­
bank oder durch andere öffentliche oder private Finanzin­
stitute bereitgestellt. In bestimmten, hinreichend begrün­
deten Fällen können Direktsubventionen für die Investi­
tionen in Betracht gezogen werden .

(■) ABl . Nr. <J 89 vom 26. 3 . 19*4, i>. 8 .
2 ABl . Nr. C 195 vom 18 . 7 . 1994, S. 74.
(3) ABl . Nr. C 217 vom 6. 8 . 1994, S. 36.
(4) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 30. Novem­
ber 1994 (ABl . Nr. C 363 vom 19 . 12. 1994, S. 23). Gemeinsa­
mer Standpunkt des Rates vom 31 . März 1995 (ABl . Nr. C 130
vom 29. 5 . 1995, S. 1 ) und Beschluß des Europäischen Parla­
ments vom 12. Juli 1995 (noch nicht im Amtsblatt veröffent­
licht).
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der Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates
und der Kommission vom 6. März 1995 dienender Betrag
eingesetzt, ohne daß dadurch die im Vertrag festgelegten
Befugnisse der Haushaltsbehörde berührt werden .

Vor Ablauf des Zeitraums der finanziellen Vorausschau
1994—1999 sollte beurteilt werden, ob und in welchem
Maße die in dieser Verordnung vorgesehenen
Maßnahmen dem Bedarf der Gemeinschaft
entsprechen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Definition und Anwendungsbereich

Diese Verordnung legt die Bedingungen und Verfahren
für die Gewährung von Gemeinschaftszuschüssen für
Vorhaben von gemeinsamem Interesse im Bereich der
transeuropäischen Netze für Verkehrs-, Telekommunika­
tions- und Energieinfrastrukturen nach Artikel 129c
Absatz 1 des Vertrags fest .

Die Anleihebürgschaften werden zu Marktkonditionen
vom Europäischen Investitionsfonds oder von anderen
Finanzinstitutionen geleistet. Der Gemeinschaftszuschuß
kann die von den Bürgschaftsnehmern zu zahlenden
Prämien ganz oder teilweise abdecken .

Der Gemeinschaftszuschuß soll im wesentlichen die
finanziellen Hindernisse beseitigen , die in der Anlauf­
phase eines Vorhabens auftreten können.

Für den Gemeinschaftszuschuß ist in bezug auf das
Gesamtvolumen der Investitionskosten ein Höchstbetrag
festzusetzen .

Maßgebend für den Gemeinschaftszuschuß zu einem
Vorhaben ist, inwieweit es zu den Zielen des Artikels
129b des Vertrags sowie zu den unter die Leitlinien
gemäß Artikel 129c des Vertrags fallenden sonstigen
Zielen und Prioritäten beiträgt. Zu berücksichtigen sind
auch andere Aspekte, wie Impulse für die öffentliche und
private Finanzierung, direkte oder indirekte sozioökono­
mische Auswirkungen der Vorhaben, insbesondere auf die
Beschäftigung, sowie die Folgen für die Umwelt .

Die Kommission muß die potentielle wirtschaftliche
Lebensfähigkeit der Vorhaben anhand von Kosten/
Nutzen-Analysen und anderer geeigneter Kriterien sowie
ihre Rentabilität sorgfältig beurteilen .

Die finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft nach
Artikel 1 29c Absatz 1 des Vertrags muß mit den Gemein­
schaftspolitiken in Einklang stehen, insbesondere in
bezug auf die Netze und hinsichtlich des Umwelt­
schutzes, des Wettbewerbs und der Vergabe öffentlicher
Aufträge . Der Umweltschutz schließt eine Umweltver­
träglichkeitsprüfung ein .

Die jeweiligen Befugnisse und Zuständigkeiten der
Mitgliedstaaten und der Kommission bei der Finanzkon­
trolle sind gegeneinander abzugrenzen .

Die Kommission muß für eine wirksame Koordinierung
aller sich auf die transeuropäischen Netze auswirkenden
Gemeinschaftsmaßnahmen sorgen ; einer Koordinierung
bedarf es insbesondere zwischen den Finanzierungen im
Rahmen der transeuropäischen Netze und denjenigen der
Strukturfonds, des Kohäsionsfonds, des Europäischen
Investitionsfonds und der Europäischen Investitionsbank.

Es sollten wirksame Verfahren für die Bewertung, die
Begleitung und die Kontrolle der gemeinschaftlichen
Maßnahmen vorgesehen werden .

Hinsichtlich der finanzierten Tätigkeiten sollte eine ange­
messene Unterrichtung, Publizität und Transparenz
gewährleistet sein .

In dieser Verordnung wird für deren Durchführung ein
als finanzieller Bezugsrahmen im Sinne von Nummer 2

Artikel 2

Förderungswürdigkeit

( 1 ) Der Gemeinschaftszuschuß kann nur für Vorhaben
von gemeinsamem Interesse (nachstehend „Vorhaben"
genannt) gewährt werden, die im Rahmen der Leitlinien
nach Artikel 129c Absatz 1 des Vertrags ausgewiesen
werden .

Der Gemeinschaftszuschuß kann auch für Teile von
Vorhaben im Sinne des Unterabsatzes 1 gewährt werden,
soweit diese technisch und finanziell selbständige
Einheiten darstellen .

(2) Der Gemeinschaftszuschuß kann für Vorhaben
gewährt werden, die von den Mitgliedstaaten, von regio­
nalen oder lokalen Behörden oder von Einrichtungen,
welche innerhalb eines administrativen oder gesetzlichen
Rahmens tätig sind, der sie öffentlichen Einrichtungen
ähnlich macht, insbesondere von öffentlichen oder
privaten Unternehmen, die öffentliche oder im öffent­
lichen Interesse liegende Dienstleistungen erbringen,
finanziert werden.

Als von einem Mitgliedstaat finanziert gilt ein Vorhaben,
wenn es von einer Behörde durchgeführt und direkt
finanziert wird oder wenn dafür in irgendeiner Form
öffentliche oder aus öffentlichen Mitteln finanzierte
Beihilfen von nationalen, regionalen oder lokalen Stellen
gewährt werden .
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Artikel 3

Übergangsregelung

Sind die Beschlüsse zur Festlegung der Leitlinien gemäß
Artikel 129c Absatz 1 des Vertrags zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Verordnung noch nicht in Kraft
getreten , so können einzelne vorrangig zu finanzierende
Vorhaben, insbesondere Verkehrsinfrastrukturvorhaben,
als förderungswürdig im Sinne dieser Verordnung ange­
sehen werden .

Absatz 1 gilt bis zum Inkrafttreten der Beschlüsse zur
Festlegung der Leitlinien für den betreffenden Infrastruk­
turbereich, längstens aber bis zum 31 . Dezember 1995.

Artikel 5

Voraussetzungen für den Gemeinschaftszuschuß

( 1 ) Der Gemeinschaftszuschuß wird im Prinzip nur
gewährt, wenn die Verwirklichung eines Vorhabens auf
finanzielle Hindernisse stößt.

(2) Der Gemeinschaftszuschuß darf den für die Einlei­
tung eines Vorhabens als erforderlich angesehenen
Mindestbetrag nicht übersteigen .

(3) Der Gesamtbetrag des Gemeinschaftszuschusses im
Rahmen dieser Verordnung darf unabhängig von der
gewählten Form 10 v. H. der gesamten Investitionssumme
nicht übersteigen .

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Finanz­
mittel sind grundsätzlich nicht für Vorhaben oder Phasen
von Vorhaben bestimmt, die anderweitig Finanzmittel aus
dem Gemeinschaftshaushalt erhalten .

Artikel 6

Kriterien jfür die Auswahl der Vorhaben

( 1 ) Vorhaben werden nach Maßgabe ihres Beitrags zu
den in Artikel 129b des Vertrags genannten Zielen und
zu den anderen Zielen und Prioritäten unterstützt, die in
den Leitlinien gemäß Artikel 129c Absatz 1 des Vertrags
festgelegt sind .

(2) Der Gemeinschaftszuschuß ist für Vorhaben
bestimmt, die potentiell wirtschaftlich lebensfähig sind
und deren finanzielle Rentabilität zum Zeitpunkt der
Antragstellung als unzureichend angesehen wird.

(3) Bei der Entscheidung über die Gewährung des
Gemeinschaftszuschusses sollte auch folgendes Berück­
sichtigung finden :
— der Stand des Vorhabens ;

— die stimulierende Wirkung der gemeinschaftlichen
Förderung auf die öffentliche und private Finanzie­
rung ;

— die Solidität des Finanzierungspakets ;
— direkte oder indirekte sozioökonomische Auswir­
kungen , insbesondere auf die Beschäftigung ;

— Folgen für die Umwelt .

(4) Insbesondere im Fall grenzüberschreitender
Vorhaben ist auch der Koordinierung der Zeitpläne für
einzelne Teile der Vorhaben Rechnung zu tragen .

Artikel 7

Vereinbarkeit

Die gemäß dieser Verordnung finanzierten Vorhaben
müssen mit dem Gemeinschaftsrecht und den Gemein­
schaftspolitiken in Einklang stehen, insbesondere in
bezug auf den Umweltschutz , den Wettbewerb und die
Vergabe öffentlicher Aufträge .

Artikel 4

Formen des Gemeinschaftszuschusses

( 1 ) Der Gemeinschaftszuschuß kann eine oder mehrere
der folgenden Formen annehmen :

a) Kofinanzierung von Studien zu den Vorhaben,
einschließlich Vorstudien, Durchführbarkeitsstudien
und Bewertungsstudien, und von anderen technischen
Unterstützungsmaßnahmen für diese Studien.

Die finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft darf in
der Regel 50 v. H. der Gesamtkosten einer Studie nicht
überschreiten .

In begründeten Ausnahmefällen darf auf entspre­
chende Initiative der Kommission hin und bei
Zustimmung der betreffenden Mitgliedstaaten die
finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft diesen
Rahmen von 50 v. H. überschreiten ;

b) Zinszuschüsse für von der Europäischen Investitions­
bank oder anderen öffentlichen oder privaten Finanz­
instituten gewährte Darlehen . In der Regel darf die
Laufzeit eines Zinszuschusses fünf Jahre nicht über­
schreiten ;

c) Beitrag zu den Prämien für Anleihebürgschaften des
Europäischen Investitionsfonds oder anderer Finanzin­
stitutionen ;

d) direkte Subventionen für Investitionen in begründeten
Fällen ;

e) Gemeinschaftszuschüsse gemäß den Buchstaben a) bis
d) werden gegebenenfalls miteinander kombiniert, um
den Anreiz zu maximieren, der durch die bereitge­
stellten Haushaltsmittel geschaffen wird, die so wirt­
schaftlich wie möglich verwendet werden müssen .

(2) Bei der Wahl einer oder mehrerer der unter den
Buchstaben a) bis d) genannten Formen des Gemein­
schaftszuschusses wird den besonderen Merkmalen der
verschiedenen betroffenen Netzarten Rechnung getragen
und darauf geachtet, daß die Gemeinschaftszuschüsse bei
den Telekommunikations- und Energienetzen nicht zu
Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Unternehmen
des betreffenden Sektors führen .
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Artikel 8

Einreichung von Anträgen auf Zuschüsse

Die Anträge auf Zuschüsse werden bei der Kommission
vom betreffenden Mitgliedstaat oder mit dessen Zustim­
mung von der direkt betroffenen Einrichtung eingereicht.

(2) Die Antragsteller übermitteln der Kommission alle
zusätzlichen Sachangaben , die diese anfordert.

(3) Die Kommission kann alle fachlichen Stellung­
nahmen einholen, die für die Beurteilung des Antrags
notwendig sind, einschließlich der Stellungnahme der
Europäischen Investitionsbank.

Artikel 10

Gewährung des Zuschusses

Die Kommission entscheidet über die Gewährung von
Zuschüssen im Rahmen dieser Verordnung aufgrund der
Beurteilung der Anträge anhand der Auswahlkriterien
und nach dem Verfahren des Artikels 17. Sie teilt ihre
Entscheidung den Empfängern und den Mitgliedstaaten
direkt mit.

Artikel 11

Finanzbestimmungen

( 1 ) Der Gemeinschaftszuschuß darf nur zur Deckung
von Ausgaben verwendet werden, die direkt mit der
Durchführung des Vorhabens zusammenhängen und von
den Empfängern oder mit der Durchführung beauftragten
Dritten getätigt werden .

(2) Ausgaben , die vor Eingang des entsprechenden
Zuschußantrags bei der Kommission getätigt wurden,
werden durch den Zuschuß nicht gedeckt.

(3) Die Entscheidungen der Kommission nach Artikel
10 zur Gewährung eines finanziellen Zuschusses gelten
als Mittelbindungen für die durch den Haushaltsplan
genehmigten Ausgaben .

(4) Im allgemeinen werden die Zahlungen in Form
von Vorschüssen , Zwischenzahlungen und einer Restzah­
lung geleistet . Der Vorschuß , der in der Regel 50 v. H. der
ersten Jahrestranche nicht überschreiten darf, wird
gezahlt, sobald der Zuschußantrag gebilligt ist. Zwischen­
zahlungen erfolgen anhand der Zahlungsanträge unter
Berücksichtigung der bei der Durchführung des Vorha­
bens oder der Studie erzielten Fortschritte und erforderli­
chenfalls unter strikter und transparenter Berücksichti­
gung der revidierten Finanzpläne .

(5) Bei den Zahlungen ist zu berücksichtigen, daß die
Durchführung von Infrastrukturvorhaben einige Jahre in
Anspruch nimmt, so daß eine mehrjährige Finanzierung
vorzusehen ist.

(6) Die Kommission tätigt die Restzahlung, nachdem
der Schlußbericht über das Vorhaben oder die Studie, der
vom Empfänger vorgelegt wird und eine Aufstellung aller
tatsächlich getätigten Ausgaben enthält, genehmigt
worden ist.

(7) Die Kommission legt nach dem Verfahren des Arti­
kels 17 die Verfahren, den Zeitplan und die Beträge der
Zahlungen der Zinszuschüsse und der Beihilfen für Bürg­
schaftsprämien fest.

Artikel 9

Angaben für die Beurteilung und Ermittlung der
Anträge

( 1 ) Jeder Antrag auf einen Zuschuß muß alle für die
Prüfung des Vorhabens erforderlichen Angaben gemäß
den Artikeln 5, 6 und 7 enthalten , insbesondere

a) bei Vorhaben :

— die für die Durchführung des Vorhabens zustän­
dige Stelle ;

— eine Beschreibung des Vorhabens und die Form
des in Aussicht genommenen Gemeinschaftszu­
schusses ;

— die Ergebnisse der Kosten/Nutzen-Analysen,
einschließlich der Ergebnisse der Analyse der
potentiellen wirtschaftlichen Lebensfähigkeit und
der Analyse der Rentabilität ;

— im Verkehrsbereich die Lage der Vorhaben auf den
Achsen und Schnittpunkten gemäß den Leitlinien ;

— Vereinbarkeit mit der Regionalplanung ;

— eine zusammenfassende Beschreibung der Auswir­
kungen auf die Umwelt unter Zugrundelegung der
Prüfungen gemäß der Richtlinie 85/337/EWG des
Rates vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und
privaten Projekten (') ;

— eine Erklärung, daß alternative öffentliche und
private Finanzierungsmöglichkeiten, einschließlich
der Finanzierungsmöglichkeiten durch den Euro­
päischen Investitionsfonds und die Europäische
Investitionsbank, geprüft worden sind ;

— einen auf Ecu oder auf Landeswährung lautenden
Finanzplan, der alle Bestandteile des Finanzie­
rungspakets, einschließlich der bei der Gemein­
schaft und dem Mitgliedstaat beantragten
Zuschüsse und der bereits gewährten Zuschüsse,
enthält ;

b) bei Studien : Gegenstand, Zweck sowie geplante
Verfahren und Techniken ;

c) einen vorläufigen Zeitplan für die Arbeiten ;
d) eine Beschreibung der Kontrollmaßnahmen, die der
betreffende Mitgliedstaat hinsichtlich der Nutzung der
beantragten Mittel anwenden wird .

(») ABl . Nr. L 175 vom 5 . 7. 1985, S. 40 .
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Artikel 12

Finanzkontrolle

( 1 ) Um den erfolgreichen Abschluß der nach dieser
Verordnung finanzierten Vorhaben zu gewährleisten ,
treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen,
um

— regelmäßig nachzuprüfen, daß die von der Gemein­
schaft finanzierten Vorhaben und Studien ordnungs­
gemäß ausgeführt worden sind,

— Unregelmäßigkeiten vorzubeugen und sie zu ahnden,

— infolge von Unregelmäßigkeiten verlorengegangene
Beträge, einschließlich Verzugszinsen , gemäß den von
der Kommission erlassenen Bestimmungen einzufor­
dern . Falls der Mitgliedstaat und/oder die durchfüh­
rende Behörde nicht nachweist, daß die Unregelmä­
ßigkeiten ihnen nicht anzulasten sind, ist der
Mitgliedstaat subsidiär für die Zurückzahlung der zu
Unrecht gezahlten Beträge verantwortlich .

(2) Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission von
den zu diesem Zweck getroffenen Maßnahmen in
Kenntnis und übermitteln ihr insbesondere eine
Beschreibung der Kontroll- und Verwaltungssysteme, die
für die erfolgreiche Durchführung der Vorhaben und
Studien eingerichtet worden sind.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen der Kommission alle
geeigneten nationalen Prüfberichte über die betreffenden
Vorhaben zur Verfügung.

(4) Unbeschadet der von den Mitgliedstaaten gemäß
den innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
durchgeführten Kontrollen sowie unbeschadet des Arti­
kels 188a des Vertrags und der Kontrollmaßnahmen nach
Artikel 209 Buchstabe c) des Vertrags kann die Kommis­
sion durch ihre Beamten oder Bediensteten vor Ort die
Vorhaben, die nach dieser Verordnung finanziert werden ,
unter anderem im Stichprobenverfahren kontrollieren ;
sie kann ferner die Kontrollsysteme und -maßnahmen
der nationalen Behörden überprüfen, die der Kommission
die diesbezüglich getroffenen Maßnahmen mitzuteilen
haben .

(5) Bevor die Kommission eine Kontrolle vor Ort
vornimmt, setzt sie den betreffenden Mitgliedstaat davon
in Kenntnis, damit die erforderliche Unterstützung zuteil
wird. Etwaige Kontrollen, die sie vor Ort ohne Vorankün­
digung vornimmt, werden durch Vereinbarungen geregelt,
die gemäß den Bestimmungen der Haushaltsordnung
getroffen werden . Beamte oder Bedienstete des betref­
fenden Mitgliedstaats können an solchen Kontrollen teil­
nehmen.

Die Kommission kann von dem betreffenden Mitglied­
staat verlangen, daß er eine Kontrolle vor Ort vornimmt,
um die Ordnungsmäßigkeit des Zahlungsantrags zu über­
prüfen . An solchen Kontrollen können Beamte oder

Bedienstete der Kommission teilnehmen ; sie müssen
dies tun, falls der betreffende Mitgliedstaat es verlangt.

Die Kommission trägt dafür Sorge, daß die von ihr vorge­
nommenen Kontrollen koordiniert werden, damit es
nicht zu wiederholten Kontrollen wegen ein und
desselben Grundes innerhalb des gleichen Zeitraums
kommt. Der betreffende Mitgliedstaat und die Kommis­
sion übermitteln einander unverzüglich alle sachdien­
lichen Informationen über die Ergebnisse der durchge­
führten Kontrollen .

(6) Wird ein Gemeinschaftszuschuß Einrichtungen
nach Artikel 2 Absatz 2 gewährt, so werden die
Kontrollen von der Kommission in Zusammenarbeit mit
den Mitgliedstaaten durchgeführt .

(7) Die zuständigen Stellen und Behörden halten der
Kommission drei Jahre lang nach der letzten Zahlung für
ein Vorhaben sämtliche Belege über die im Rahmen des
Vorhabens getätigten Ausgaben zur Verfügung.

Artikel 13

Kürzung, Aussetzung und Streichung des
Zuschusses

( 1 ) Wird eine Aktion so durchgeführt, daß der
gewährte Zuschuß ganz oder teilweise nicht gerechtfertigt
erscheint, so nimmt die Kommission eine entsprechende
Prüfung des Falls vor und fordert insbesondere den
Mitgliedstaat oder die von ihm für die Durchführung der
Aktion benannten Behörden oder Einrichtungen auf, sich
innerhalb einer bestimmten Frist dazu zu äußern .

(2) Nach der Prüfung gemäß Absatz 1 kann die
Kommission den Zuschuß zu der betreffenden Aktion
kürzen , aussetzen oder streichen, wenn die Prüfung ergibt,
daß eine Unregelmäßigkeit gegeben ist oder eine der in
der Entscheidung zur Gewährung des Zuschusses
genannten Bedingungen nicht erfüllt wurde und insbe­
sondere eine erhebliche Veränderung der Art oder der
Durchführungsbedingungen des Vorhabens vorliegt, zu
der die Zustimmung der Kommission nicht eingeholt
wurde .

Zu Unrecht mehrfach gezahlte Beträge sind wiedereinzu­
ziehen .

(3) Zu Unrecht gezahlte Beträge, die wiedereingezogen
worden sind, sind an die Kommission zurückzuzahlen .

Artikel 14

Koordinierung

Die Kommission sorgt für die Koordinierung und die
Kohärenz zwischen den im Rahmen dieser Verordnung
durchgeführten Vorhaben und denjenigen Vorhaben, die
mit Beiträgen aus dem Gemeinschaftshaushalt, mit
Unterstützung der Europäischen Investitionsbank und
anderer Finanzinstrumente der Gemeinschaft durchge­
führt werden .
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Ausschuß der Regionen jährlich einen Bericht über die
im Rahmen dieser Verordnung durchgeführten Tätig­
keiten zur Beurteilung vor. Dieser Bericht enthält eine
Bewertung der in den verschiedenen Anwendungsbe­
reichen durch die Gemeinschaftsunterstützung erzielten
Ergebnisse anhand der zu Beginn festgelegten Ziele.

(2) Die Empfänger sorgen für eine angemessene Publi­
zität der im Rahmen dieser Verordnung gewährten Unter­
stützung, um die Öffentlichkeit auf die Rolle der
Gemeinschaft bei der Durchführung der Vorhaben
aufmerksam zu machen . Sie erörtern mit der Kommission
die diesbezüglichen Maßnahmen .

Artikel 15

Beurteilung, Begleitung und Bewertung

( 1 ) Die Mitgliedstaaten und die Kommission sorgen für
eine wirksame Begleitung und Bewertung bei der Durch­
führung der im Rahmen dieser Verordnung geförderten
Vorhaben. Die Vorhaben können entsprechend den
Ergebnissen der Begleitung und Bewertung angepaßt
werden .

(2) Um eine effiziente Verwendung des Gemeinschafts­
zuschusses zu gewährleisten, nehmen die Kommission
und die betreffenden Mitgliedstaaten, gegebenenfalls in
Zusammenarbeit mit der Europäischen Investitionsbank,
eine systematische Bewertung der bei den Vorhaben
erzielten Fortschritte vor.

(3) Nach Eingang eines Antrags auf Zuschuß und vor
dessen Genehmigung nimmt die Kommission eine Beur­
teilung des Vorhabens vor, um seine Ubereinstimmung
mit den in den Artikeln 5 und 6 festgelegten Bedin­
gungen und Kriterien zu bewerten . Die Kommission
fordert erforderlichenfalls die Europäische Investitions­
bank auf, sich an dieser Beurteilung zu beteiligen .

(4) Während der Durchführung der Vorhaben und
nach ihrem Abschluß bewerten die Kommission und die
Mitgliedstaaten die Durchführung der Vorhaben sowie
deren Auswirkungen, um zu beurteilen, ob die anfänglich
vorgesehenen Ziele erreicht werden können oder erreicht
worden sind. Dabei werden unter anderem die Auswir­
kungen der Vorhaben auf die Umwelt unter Beachtung
der geltenden Gemeinschaftsbestimmungen einbezogen .

(5) Die Begleitung erfolgt gegebenenfalls auf der
Grundlage materieller und finanzieller Indikatoren . Diese
Indikatoren beziehen sich auf den spezifischen Charakter
des Vorhabens und auf seine Ziele . Die Indikatoren sind
so angelegt, daß sie folgendes verdeutlichen :

— den Stand der Durchführung des Vorhabens, bezogen
auf den betreffenden Plan und die ursprünglich aufge­
stellten Ziele ;

— den verwaltungsmäßigen Ablauf und etwaige in
diesem Zusammenhang aufgetretene Probleme.

(6) Bei der Prüfung der einzelnen Unterstützungsan­
träge trägt die Kommission den Ergebnissen der gemäß
diesem Artikel durchgeführten Beurteilungen und Bewer­
tungen Rechnung.

(7) Die Modalitäten der Bewertung und Begleitung
gemäß den Absätzen 4 und 5 werden in den Entschei­
dungen über die Genehmigung der Vorhaben festgelegt .

Artikel 17

Ausschuß

( 1 ) Die Kommission ist für die Durchführung dieser
Verordnung verantwortlich .

(2) Bei der Durchführung dieser Verordnung wird die
Kommission von einem Ausschuß unterstützt, dessen
Zusammensetzung sich nach dem betroffenen Bereich
richtet :

— transeuropäische Verkehrsnetze ;

— transeuropäische Telekommunikationsnetze ;

— transeuropäische Energienetze .

Der Ausschuß setzt sich aus Vertretern der Mitglied­
staaten zusammen ; der Vertreter der Kommission führt
den Vorsitz .

Die Europäische Investitionsbank entsendet in diesen
Ausschuß einen Vertreter, der an den Abstimmungen
nicht teilnimmt.

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen.
Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem
Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende
unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der betref­
fenden Frage festsetzen kann . Die Stellungnahme wird
mit der Mehrheit abgegeben , die in Artikel 148 Absatz 2
des Vertrags für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag
der Kommission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist.
Bei der Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen
der Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorge­
nannten Artikel gewogen . Der Vorsitzende nimmt an der
Abstimmung nicht teil .

(4) a) Die Kommission erläßt die beabsichtigten
Maßnahmen, wenn sie mit der Stellungnahme des
Ausschusses übereinstimmen .

b) Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein oder
liegt keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die
Kommission dem Rat unverzüglich einen
Vorschlag für die zu treffenden Maßnahmen. Der
Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit.

Artikel 16

Unterrichtung und Publizität

( 1 ) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament,
dem Rat, dem Wirtschafts- und Sozialausschuß sowie dem
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Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei Monaten
nach seiner Befassung keinen Beschluß gefaßt, so werden
die vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission
erlassen.

Artikel 18

Haushaltsmittel

Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag für
die Durchführung dieser Verordnung beläuft sich für den
Zeitraum 1995 bis 1999 auf 2 345 Millionen ECU.

Die jährlichen Mittel werden von der Haushaltsbehörde
innerhalb der durch die Finanzielle Vorausschau
gesetzten Grenzen bewilligt .

Artikel 19

Revisionsklausel

Vor Ende 1999 prüft der Rat gemäß dem Verfahren des
Artikels 129d Absatz 3 des Vertrags, ob und unter
welchen Bedingungen die in dieser Verordnung vorgese­
henen Maßnahmen nach dem in Artikel 18 genannten
Zeitraum fortgeführt werden können.

Artikel 20

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 18 . September 1995.

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. SOLBES MIRA
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VERORDNUNG (EG Nr. 2237/95 DER KOMMISSION
vom 22. September 1995

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 über den Ankauf von
Rindfleisch durch Ausschreibung

unter Berücksichtigung der der Kommission vorliegenden
Notierungen die Änderung des Verzeichnisses der
Mitgliedstaaten oder der Gebiete, in welchen der Ankauf
durch Ausschreibung eröffnet ist, zur Folge . Sie erfordert
außerdem die Änderung des Verzeichnisses der Qualitäts­
gruppen, die Gegenstand von Interventionsankäufen sind,
gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Rindfleisch —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Rindfleisch ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EG) Nr. 424/95 (2), insbesondere auf Artikel 6
Absatz 7,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 der Kommission
vom 9. Juni 1989 über den Ankauf von Rindfleisch durch
Ausschreibung (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 21 53/95 (4), wurde in einigen Mitgliedstaaten
oder Gebieten eines Mitgliedstaats der Ankauf mehrerer
Qualitätsgruppen durch Ausschreibung eröffnet.
Die Anwendung von Artikel 6 Absätze 2, 3 und 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 805/68 sowie die Notwendigkeit,
die Intervention auf die Käufe zu beschränken, die für
eine angemessene Marktstützung notwendig sind, hat

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 wird
durch den Anhang der vorliegenden Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25 . September 1995 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 22. September 1995

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 148 vom 28 . 6. 1968 , S. 24 .
0 ABl. Nr. L 45 vom 1 . 3 . 1995, S. 2.
O ABl. Nr. L 159 vom 10 . 6. 1989, S. 36 .
h) ABl. Nr. L 215 vom 9 . 9 . 1995, S. 20 .
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ANEXO — BILAG — ANHANG — ΠΑΡΑΡΤΗΜΑ — ANNEX — ANNEXE — ALLEGATO —
BIJLAGE — ANEXO — LIITE — BILAGA

Estados miembros o regiones de Estados miembros y grupos de calidades previstos en el apartado
1 del articulo 1

Medlemsstater eller regioner og kvalitetsgrupper, jf. artikel 1 , stk. 1

Mitgliedstaaten oder Gebiete eines Mitgliedstaats sowie die in Artikel 1 Absatz 1 genannten
Qualitätsgruppen

Κράτη μέλη ή περιοχές κρατών μελών και ομάδες ποιότητος που αναφέρονται στο άρΦρο 1
napaypaooc 1

Member States or regions of a Member State and quality groups referred to in Article 1 ( 1 )

États membres ou régions d'États membres et groupes de qualités visés à l'article 1 er
paragraphe 1

Stati membri o regioni di Stati membri e gruppi di qualita di cui all'articolo 1 , paragrafo 1

In artikel 1 , lid 1 bedoelde Lid-Staten of gebieden van een Lid-Staat en kwaliteitsgroepen

Estados-membros ou regiões de Estados-membros e grupos de qualidades referidos no n? 1 do
artigo 1 ?

Jäsenvaltiot tai alueet ja 1 artiklan 1 kohdan tarkoittamat laaturyhmät

Medlemsstater eller regioner och kvalitetsgrupper som avses i artikel 1.1 .

Estados miembros o regiones
de Estados miembros

Medlemsstat eller region
Mitgliedstaaten oder Gebiete

eines Mitgliedstaats
Κράτος μέλος ή περιοχές

κράτους μέλους

Member States or regions
of a Member State

États membres ou régions
d'États membres

Stati membri o regioni
di Stati membri

Lid-Staat of gebied
van een Lid-Staat

Estados-membros ou regiões
de Estados-membros

Jäsenvaltiot tai alueet
Medlemsstater eller regioner

Categoría A

Kategori A

Kategorie A

Κατηγορία A

Category A

Categorie A

Categoria A

Categorie A

Categoria A

Luokka A

Kategori A

Categoría C

Kategori C

Kategorie C

Κατηγορία Γ

Category C

Categorie C

Categoria C

Categorie C

Categoria C

Luokka C

Kategori C

I U R O U R O

Ireland

Great Britain

Northern Ireland

x

x

x
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2238/95 DER KOMMISSION
vom 22. September 1995

über die Lieferung von Weißzucker im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

Da für eine bestimmte Partie nur kleine Mengen zu
liefern sind, sollte unter Berücksichtigung der Art der
Verpackung und der Vielzahl von Bestimmungsorten die
Möglichkeit vorgesehen werden, daß die Bieter zwei,
gegebenenfalls nicht ein und demselben Hafengebiet
zugehörige Verladehäfen angeben —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3972/86 des Rates
vom 22. Dezember 1986 über die Nahrungsmittelhilfe­
politik und -Verwaltung ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1930/90 (2), insbesondere auf
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c),

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

in Erwägung nachstehender Gründe : Artikel 1

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1420/87 des Rates vom
21 . Mai 1987 zur Festlegung von Durchführungsbestim­
mungen zu der Verordnung (EWG) Nr. 3972/86 (3) wurde
die Liste der für die Nahrungsmittelhilfe in Betracht
kommenden Länder und Organisationen und der für die
Beförderung der Nahrungsmittellieferung über die fob­
Stufe hinaus geltenden allgemeinen Kriterien festgelegt.

Die Kommission hat infolge mehrerer Beschlüsse über
die Nahrungsmittelhilfe bestimmten Begünstigten 144
Tonnen Weißzucker zugeteilt .

Im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft
wird Weißzucker bereitgestellt zur Lieferung an die in
den Anhängen aufgeführten Begünstigten gemäß der
Verordnung (EWG) Nr. 2200/87 zu den in den Anhängen
aufgeführten Bedingungen . Die Zuteilung der Liefe­
rungen erfolgt im Wege der Ausschreibung.

Die für die im Anhang ausgewiesenen Partien einge­
reichten Angebote betreffen A-, B- bzw. C-Zucker gemäß
Artikel 24 Absatz la sechster Unterabsatz Buchstaben a),
b) bzw. c) der Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des
Rates f). In einem Angebot ist, um gültig zu sein , die
jeweilige Quote des betreffenden Zuckers anzugeben.

In dem Gebot dürfen abweichend von Artikel 7 Absatz 3
Buchstabe d) der Verordnung (EWG) Nr. 2200/87 zwei,
nicht notwendigerweise ein und demselben Hafengebiet
zugehörige Verladehäfen angegeben werden.

Es wird davon ausgegangen, daß der Zuschlagsempfänger
die geltenden allgemeinen und besonderen Geschäftsbe­
dingungen kennt und akzeptiert. Andere in seinem
Angebot enthaltene Bedingungen oder Vorbehalte gelten
als nicht geschrieben .

Diese Bereitstellungen erfolgen nach der Verordnung
(EWG) Nr. 2200/87 der Kommission vom 8 . Juli 1987
über allgemeine Durchführungsbestimmungen für die
Bereitstellung und Lieferung von Waren im Rahmen der
Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft (4), geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 790/91 0. Zu diesem Zweck
sollten insbesondere die Lieferfristen und -bedingungen
sowie das Verfahren zur Bestimmung der sich daraus
ergebenden Kosten genauer festgelegt werden .

Hinsichtlich der Durchführung der Lieferungen sollte
den Bietern die Möglichkeit eingeräumt werden, von der
Marktordnung nach A-, B- bzw. C-Quoten unterschie­
denen Zucker bereitzustellen . Bezüglich der Lieferung der
einzelnen Partien erhält das Angebot den Zuschlag, das
unter Berücksichtigung der für den betreffenden Zucker
geltenden Bedingungen am günstigsten ist.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.

C ) ABl . Nr. L 370 vom 30. 12. 1986, S. 1 .
0 ABl. Nr. L 174 vom 7. 7 . 1990, S. 6 .
(3) ABl . Nr. L 136 vom 26. 5 . 1987, S. 1 .
(*) ABl . Nr. L 204 vom 25. 7. 1987, S. 1 .
h ABl. Nr. L 81 vom 28 . 3 . 1991 , S. 108 . (4) ABl . Nr. L 177 vom 1 . 7. 1981 , S. 4.



23 . 9 . 95 DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228/11

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 22. September 1995

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

PARTIE A

1 . Maßnahme Nr. ('): Siehe Anhang II

2. Programm : 1994 + 1995

3. Begünstigter (2) : Euronaid, PO Box 12, NL-2501 CA Den Haag, Niederlande, Tel . (31-70) 330 57 57,
Telefax 364 17 01 , Telex 30960 EURON NL

4. Vertreter des Begünstigten 0 : Vom Begünstigten zu benennen

5. Bestimmungsort oder -land : Siehe Anhang II
6. Bereitzustellendes Erzeugnis : Weißzucker

7. Merkmale und Qualität der Ware (3) Q (8) : Siehe ABl . Nr. C 1 14 vom 29. 4. 1991 , S. 1 (unter V A 1 )
8 . Gesamtmenge : 144 Tonnen

9. Anzahl der Partien : 1 (Siehe Anhang II)

10 . Aufmachung und Kennzeichnung (') (9) (") : Siehe ABl . Nr. C 1 14 vom 29. 4. 1991 , S. 1 (unter V A 2
und V A 3)
Kennzeichnung in folgender Sprache : Siehe Anhang II

11 . Art der Bereitstellung des Erzeugnisses : In der Gemeinschaft erzeugter Zucker gemäß Artikel 24
Absatz la sechster Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des Rates
— entweder A- oder B-Zucker (Buchstaben a) und b))
— oder C-Zucker (Buchstabe c))

12. Lieferstufe : frei Verschiffungshafen ( l0)

13 . Verschiffungshafen : —

1 4. Vom Begünstigten bezeichneter Löschhafen : —
1 5. Löschhafen : —

1 6. Anschrift des Lagers und gegebenenfalls des Löschhafens : —

17. Zeitraum der Bereitstellung im Verschiffungshafen : 30. 10 . — 19. 11 . 1995

1 8 . Lieferfrist : —

19. Verfahren zur Feststellung der Lieferkosten : Ausschreibung

20. Frist für die Angebotsabgabe : 9 . 10 . 1995, 12 Uhr (Brüsseler Zeit)

21 . Im Fall einer zweiten Ausschreibung :
a) Frist für die Angebotsabgabe : 23 . 10 . 1995, 12 Uhr (Brüsseler Zeit)
b) Zeitraum für die Bereitstellung im Verschiffungshafen : 13 . 11 . — 3. 12. 1995
c) Lieferfrist : —

22. Höhe der Ausschreibungsgarantie : 1 5 ECU/t

23. Höhe der Lieferungsgarantie : 10 % des Angebotsbetrags, ausgedrückt in Ecu

24. Anschrift für die Abgabe des Angebots und der Ausschreibungsgarantie (') :
Bureau de l'aide alimentaire, à 1 attention de Monsieur T. Vestergaard, bâtiment Loi/Wetstraat 130 ,
bureau 7/46, 200, rue de la Loi, B-1049 Bruxelles/Brussel ; Telex 22037 AGREC B ; Telefax (32-2)
296 20 05 / 295 01 32 / 296 10 97

25. Erstattung auf Antrag des Zuschlagsempfängers (4) :
Bei Lieferung von A- und B-Zucker : periodische Erstattung anwendbar für Weißzucker, gültig am 11.9.
1995 und festgesetzt durch die Verordnung (EG) Nr. 21 19/95 der Kommission (ABl . Nr. L 212 vom 7. 9 .
1995, S. 3)
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Vermerke :

(') Die Nummer der Maßnahme ist im gesamten Schriftverkehr anzugeben .

(2) Der Zuschlagsempfänger tritt mit dem Begünstigten baldmöglichst zur Bestimmung der erforderlichen
Versandbescheinigungen in Verbindung.

(3) Der Zuschlagsempfänger übergibt dem Begünstigten eine von einer amtlichen Stelle stammende
Bescheinigung, aus der hervorgeht, daß die in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden Normen betref­
fend die Kernstrahlung für die zu liefernde Ware nicht überschritten worden sind. In der Bescheinigung
über die radioaktive Belastung ist der Gehalt an Cäsium 134 und 137 und an Jod 131 anzugeben .

(4) A- und B-Zucker :
Die Verordnung (EWG) Nr. 2330/87 der Kommission (ABl . Nr. L 210 vom 1 . 8 . 1987, S. 56), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2226/89 (ABl . Nr. L 214 vom 25. 7 . 1989, S. 10), ist
anwendbar, was die Ausfuhrerstattung anbelangt. Der in Artikel 2 der gleichen Verordnung aufgeführte
Tag ist derjenige, welcher in Ziffer 25 dieses Anhangs angegeben ist.
Die Erstattung wird mit dem landwirtschaftlichen Umrechnungskurs des Tages in Landeswährung umge­
rechnet, an dem die Ausfuhrzollförmlichkeiten erfüllt werden . Die Artikel 13 bis 17 der Verordnung
(EWG) Nr. 1068/93 der Kommission (ABl . Nr. L 108 vom 1 . 5 . 1993, S. 106), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1053/95 (ABl. Nr. L 107 vom 12. 5 . 1995, S. 4), werden auf diese Erstattung nicht
angewandt.
C-Zucker :

Die Verordnung (EWG) Nr. 2330/87 ist nicht anwendbar. Die Verordnung (EWG) Nr. 2630/81 der
Kommission (ABl . Nr. L 258 vom 11 . 9 . 1981 , S. 16) gilt für die Ausfuhr von Zucker, der im Rahmen der
vorliegenden Verordnung geliefert wird.

(s) Der Lieferant sendet ein Duplikat der Originalrechnung an : Willis Corroon Scheuer, PO Box 1315,
NL-1000 BH Amsterdam .

(6) Im Hinblick auf eine eventuelle Umfüllung muß der Zuschlagsempfänger 2 % leere Säcke derselben
Qualität wie die die Ware enthaltenden Säcke liefern. Diese Säcke müssen außer der Aufschrift auch ein
großes „R" tragen .

f) Die Kategorie des Zuckers wird maßgeblich unter Zugrundelegung der Regelung gemäß Artikel 18
Absatz 2 Buchstabe a) zweiter Gedankenstrich der Verordnung (EWG) Nr. 2103/77 (ABl . Nr. L 246 vom
27. 9. 1977, S. 12) festgestellt.

(8) Der Zuschlagsempfänger überreicht dem Empfänger oder seinem Vertreter bei der Lieferung folgendes
Dokument :

— Gesundheitliches Zeugnis .

(9) Die Aufschrift erhält, abweichend von ABl . Nr. C 114, Punkt V A 3 c), folgende Fassung : „Europäische
Gemeinschaft".

( 10) In dem Gebot dürfen abweichend von Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe d) der Verordnung (EWG) Nr.
2200/87 zwei , nicht notwendigerweise ein und demselben Hafengebiet zugehörige Verladehäfen ange­
geben werden .

(") Lieferung in Containern von 20 Fuß : Bedingungen FCL/FCL (A3 : Jeder Container soll 18 Tonnen
netto enthalten). Der Lieferant übernimmt die Kosten für das Verbringen frei Terminal im Verladehafen,
gestapelt. Der Empfänger übernimmt die folgenden Kosten , auch die für den Abtransport der Container
vom Terminal . Artikel 13 Absatz 2 zweiter Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 2200/87 ist nicht
anwendbar.

Der Zuschlagsempfänger muß dem Empfänger eine vollständige Ladeliste eines jeden Containers über­
mitteln, in der die Anzahl der Säcke aufgeführt ist, die zu jeder in der Ausschreibungsbekanntmachung
aufgeführten Verladenummer gehören.
Der Zuschlagsempfänger muß jeden Container mit einer numerierten Plombe verschließen (SYSKO
locktainer 180 seal), deren Nummer dem Spediteur des Begünstigten mitgeteilt wird.
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ANEXO II — BILAG II — ANHANG II — ΠΑΡΑΡΤΗΜΑ II — ANNEX II — ANNEXE II — ALLEGATO II — BIJLAGE II —
ANEXO II — LIITE II — BILAGA II

Cantidad total
(en toneladas)
Totalmængde

Cantidades parciales
(en toneladas)
Delmængde

Acción n0

Aktion nr.

Maßnahme
Nr.

(tons)
Gesamtmenge
(in Tonnen)

Συνολική ποσότητα
(σε τόνους)
Total quantity

(tons)
Teilmengen
(in Tonnen)

Μερικές ποσότητες
(σε τόνους)

Partial quantities
(in tonnes)

Quantités partielles

Δράση αριθ.

Operation
No

Action n°

Pais de destino

Bestemmelsesland

Bestimmungsland

Χώρα προορισμού

Country of destination

Pays de destination

Paese di destinazione

Land van bestemming

País de destino

(in tonnes)
Quantité totale

Lengua que se debe
utilizar en la rotulación

Mærkning på
følgende sprog

Kennzeichnung in
folgender Sprache

Γλώσσα που πρέπει να
χρησιμοποιηθεί για τη σήμανση

Language to be used
for the marking
Langue à utiliser
pour le marquage
Lingua da utilizzare
per la marcatura
Taal te gebruiken
voor de opschriften
Língua a utilizar
na rotulagem

Merkinnässä käytettävä
kieli

Lote

Parti

Partie

Παρτίδα

Lot

Lot

Lotto

Partij

Lote

Erä

Parti

(en tonnes)
Quantitativi parziali

(en tonnes)
Quantità totale
(in tonnellate)

Totale hoeveelheid

Azione n .

Maatregel
nr.

(in tonnellate)
Deelhoeveelheden

(in ton)
Quantidades parciais

(em toneladas)
Osittaismäärä

(in ton)
Quantidade total
(em toneladas)
Kokonaismäärä

(tonnia)

Acção n ?

Toimi N:o

Aktion nr

Määrämaa

BestämmelselandTotal kvantitet
(ton)

(tonnia)
Delkvantitet

(ton)
Märkning på följande

språk

A 144 AI : 18

A2 : 18

A3 : 108

1666/94

1667/94
165/95

Madagascar
Madagascar
Bangladesh

Frangais
Frangais
English
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2239/95 DER KOMMISSION
vom 22. September 1995

über die Lieferung von Beikost-Erzeugnissen auf der Basis von Getreide­
produkten im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3972/86 des Rates
vom 22. Dezember 1986 über die Nahrungsmittelhilfe­
politik und -Verwaltung ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1930/90 (2), insbesondere auf
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c),

in Erwägung nachstehender Gründe :
Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1420/87 des Rates vom
21 . Mai 1987 zur Festlegung von Durchführungsbestim­
mungen zu der Verordnung (EWG) Nr. 3972/86 über die
Nahrungsmittelhilfepolitik und -Verwaltung (3) wurde die
Liste der für die Nahrungsmittelhilfe in Betracht
kommenden Länder und Organisationen und der für die
Beförderung der Nahrungsmittellieferung über die fob­
Stufe hinaus geltenden allgemeinen Kriterien festgelegt.

Die Kommission hat infolge mehrerer Beschlüsse über
die Nahrungsmittelhilfe bestimmten Begünstigten 90
Tonnen Beikost-Erzeugnisse auf der Basis von Getreide­
produkten zugeteilt .
Diese Bereitstellungen erfolgen nach der Verordnung
(EWG) Nr. 2200/87 der Kommission vom 8 . Juli 1987
über allgemeine Durchführungsbestimmungen für die
Bereitstellung und Lieferung von Waren im Rahmen der

Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft (4), geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 790/91 (*). Zu diesem Zweck
sollten insbesondere die Lieferfristen und -bedingungen
sowie das Verfahren zur Bestimmung der sich daraus
ergebenden Kosten genauer festgelegt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft
werden Beikost-Erzeugnisse auf der Basis von Getreide­
produkten bereitgestellt zur Lieferung an die im Anhang
aufgeführten Begünstigten gemäß der Verordnung (EWG)
Nr. 2200/87 zu den im Anhang aufgeführten Bedin­
gungen . Die Zuteilung der Lieferungen erfolgt im Wege
der Ausschreibung.

Es wird davon ausgegangen, daß der Zuschlagsempfänger
die geltenden allgemeinen und besonderen Geschäftsbe­
dingungen kennt und akzeptiert. Andere in seinem
Angebot enthaltene Bedingungen oder Vorbehalte gelten
als nicht geschrieben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 22. September 1995

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 370 vom 30 . 12. 1986, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 174 vom 7. 7. 1990, S. 6 .
(3) ABl . Nr. L 136 vom 26. 5. 1987, S. 1 .

(<) ABl . Nr. L 204 vom 25. 7. 1987, S. 1 .
O ABl. Nr. L 81 vom 28 . 3 . 1991 , S. 108 .
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ANHANG

1 . Maßnahme Nr. ('): 209/95

2. Programm : 1995

3. Begünstigter (2) : Euronaid, PO Box 12, NL-2501 CA Den Haag, Niederlande ; Tel . : (31-70) 33 05 757 ;
Telefax : 36 41 701 ; Telex : 30960 EURON NL

4. Vertreter des Begünstigten (3) : Wird vom Begünstigten benannt

5. Bestimmungsort oder -land : Haiti

6. Bereitzustellendes Erzeugnis : Beikost-Erzeugnisse auf der Basis von Getreideprodukten

7. Merkmale und Qualität der Ware (3) F) (8) :
Siehe ABl . Nr. C 34 vom 6. 2. 1993, S. 3 (HCl b))
— Energie : min. 450 kcal/ 100 g. Die Energie muß in mindestens 30 % in Form von Lipiden geliefert

werden

8 . Gesamtmenge : 90 Tonnen

9. Anzahl der Partien : 1

10 . Aufmachung und Kennzeichnung (6) (9) : Siehe ABl . Nr. C 34 vom 6. 2. 1993, S. 3 (II C 2 b) und
IIC 3)
— Eintragung in französischer Sprache

1 1 . Art der Bereitstellung des Erzeugnisses : Gemeinschaftsmarkt

1 2. Lieferstufe : frei Verschiffungshafen

13. Verschiffungshafen : —

14. Vom Begünstigten bezeichneter Löschhafen : —
1 5. Löschhafen : —

16. Anschrift des Lagers und gegebenenfalls des Löschhafens : —

17. Zeitraum der Bereitstellung im Verschiffungshafen : 13. 11 . — 3. 12. 1995

1 8 . Lieferfrist : —

19. Verfahren zur Feststellung der Lieferkosten : Ausschreibung

20 . Frist für die Angebotsabgabe : 9 . 10 . 1995, 12 Uhr (Brüsseler Zeit)

21 . Im Fall einer zweiten Ausschreibung :
a) Frist für die Angebotsabgabe : 23 . 10 . 1995, 12 Uhr (Brüsseler Zeit)
b) Zeitraum für die Bereitstellung im Verschiffungshafen : 27. 11 . — 17. 12. 1995
c) Lieferfrist : —

22. Höhe der Ausschreibungsgarantie : 20 ECU/Tonne

23. Höhe der Lieferungsgarantie : 1 0 % des Angebotsbetrags, ausgedrückt in Ecu

24. Anschrift für die Abgabe des Angebots und der Ausschreibungsgarantie (') :
Bureau de l'aide alimentaire , à 1 attention de Monsieur T. Vestergaard, bâtiment Loi 130, bureau 7/46, rue
de la Loi/Wetstraat 200, B-1049 Bruxelles/Brussel ; Telex : 22037 AGREC B ; Telefax : (32-2) 296 20 05 /
295 01 32 / 296 10 97

25. Erstattung auf Antrag des Zuschlagsempfängers (*) :
Am 6. 10 . 1995 geltende Erstattung (gemäß Artikel 4 Absatz 2 erster Unterabsatz der Verordnung (EWG)
Nr. 3035/80 (ABl . Nr. L 323 vom 29 . 11 . 1980, S. 27) festgesetzt)
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Vermerke :

(') Die Nummer der Maßnahme ist im gesamten Schriftverkehr anzugeben.

(2) Der Zuschlagsempfänger tritt mit dem Begünstigten baldmöglichst zur Bestimmung der erforderlichen
Versandbescheinigungen in Verbindung.

(3) Der Zuschlagsempfänger übergibt dem Begünstigten eine von einer amtlichen Stelle stammende Beschei­
nigung, aus der hervorgeht, daß die in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden Normen betreffend die
Kernstrahlung für die zu liefernde Ware nicht überschritten worden sind. In der Bescheinigung über die
radioaktive Belastung ist der Gehalt an Cäsium 134 und 137 und an Jod 131 anzugeben .

(4) Die Verordnung (EWG) Nr. 2330/87 der Kommission (ABl . Nr. L 210 vom 1 . 8 . 1987, S. 56), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2226/89 (ABl . Nr. L 214 vom 25. 7. 1989, S. 10), betrifft die
Ausfuhrerstattungen. Das in Artikel 2 derselben Verordnung genannte Datum ist das unter Nummer 25
dieses Anhangs stehende Datum.
Die Erstattung wird mit dem landwirtschaftlichen Umrechnungskurs des Tages in Landeswährung umge­
rechnet, an dem die Ausfuhrzollförmlichkeiten erfüllt werden . Die Artikel 13 bis 17 der Verordnung
(EWG) Nr. 1068/93 der Kommission (ABl . Nr. L 108 vom 1 . 5 . 1993, S. 106), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1053/95 (ABl. Nr. L 107 vom 12. 5 . 1995, S. 4), werden auf diese Erstattung nicht
angewandt.

(*) Der Lieferant sendet ein Duplikat der Originalrechnung an : Willis Corroon Scheuer, PO Box 1315,
NL-1000 BH Amsterdam.

(') Lieferung in Containern von 20 Fuß ; Bedingungen FCL/FCL. Der Lieferant übernimmt die Kosten für
das Verbringen frei Terminal im Verladehafen , gestapelt Der Empfänger übernimmt die folgenden
Kosten, auch die für den Abtransport der Container vom Terminal . Artikel 13 Absatz 2 zweiter Unterab­
satz der Verordnung (EWG) Nr. 2200/87 ist nicht anwendbar.
Der Zuschlagsempfänger muß dem Empfänger eine vollständige Ladeliste eines jeden Containers über­
mitteln, in der die Anzahl der Kleinpackungen aufgeführt ist, die zu jeder in der Ausschreibungsbekannt­
machung aufgeführten Verladenummer gehören .
Der Zuschlagsempfänger muß jeden Container mit einer numerierten Plombe verschließen (SYSKO
locktainer 180 seal), deren Nummer dem Spediteur des Begünstigten mitgeteilt wird.

I7) Der Zuschlagsempfänger überreicht dem Empfänger oder seinem Vertreter bei der Lieferung folgendes
Dokument :

— gesundheitliches Zeugnis .

(8) Die Aufschrift erhält, abweichend von ABl . Nr. C 34 vom 6. 2 . 1993, S. 3 , II C 1 b) vierter Unterabsatz,
folgende Fassung : „Das Erzeugnis muß im wesentlichen aus einem oder mehreren Getreidemahlpro­
dukten hergestellt sein. Das Erzeugnis muß ferner ein proteinreiches Lebensmittel wie Milch oder Soja­
konzentrat enthalten ."

(®) Die Aufschrift erhält, abweichend von ABl . Nr. C 34 vom 6. 2. 1993, S. 9 , II C 2 b) erster Unterabsatz,
folgende Fassung : „Säuglingsnahrung ist in wasserdichte Beutel zu verpacken, max. 1 kg, die an beiden
Enden verschweißt sind. Sie müssen genügend hoch und mit einem Clip versehen sein, der ein Wieder­
verschließen nach der Öffnung ermöglicht"
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2240/95 DER KOMMISSION
vom 22. September 1995

mit den im vierten Vierteljahr 1995 gemäß den zwischen der Gemeinschaft und
Bulgarien sowie Rumänien geschlossenen Interimsabkommen einführbaren

Schweinefleischerzeugnisse

1995 verfügbaren Mengen um die Mengen, die aus der
Zeit vom 1 . Juli bis 30 . September 1995 übertragen
werden , und um die zusätzlichen Mengen erhöht
werden —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1590/94 der
Kommission vom 30 . Juni 1994 zur Festlegung der den
Schweinefleischsektor betreffenden Durchführungsbe­
stimmungen zu der Regelung im Rahmen der von der
Gemeinschaft mit Bulgarien und Rumänien geschlos­
senen Interimsabkommen ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 341 /95 (2), insbesondere auf Artikel
4 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Damit die verfügbaren Mengen aufgeteilt werden können,
sollten die zwischen dem 1 . Oktober und 31 . Dezember

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die im Zeitraum vom 1 . Oktober bis 31 . Dezember 1995
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1590/94 einführbaren
Mengen sind im Anhang angegeben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 23 . September 1 995 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 22 . September 1995

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

ANHÄNG

(in Tonnen)

Nummer
der Gruppe

Für den Zeitraum
vom 1 . Oktober bis 31 . Dezember 1995

insgesamt verfügbare Menge

14 110

15 480

16 858

17 6 750

f ) ABl . Nr. L 167 vom 1 . 7 . 1994, S. 16 .
(2) ABl . Nr. L 39 vom 21 . 2 . 1995, S. 3 .
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2241/95 DER KOMMISSION
vom 22 . September 1995

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst
und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94
genannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle
im Anhang zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der
Kommission vom 21 . Dezember 1994 mit Durchfüh­
rungsbestimmungen zu der Regelung der Einfuhr von
Obst und Gemüse ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EG) Nr. 1740/95 (2), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 1 ,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des
Rates vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 150/95 (4), insbesondere auf
Artikel 3 Absatz 3 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Diese Verordnung tritt am 23. September 1995 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 22. September 1995
Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 337 vom 24. 12. 1994, S. 66.
O ABl . Nr. L 167 vom 18. 7. 1995, S. 10 .
j3) ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
(4 ABl. Nr. L 22 vom 31 . 1 . 1995, S. 1 .
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 22. September 1995 zur Festlegung pauschaler
Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden

Einfuhrpreise

(ECU/100 kg) (ECU/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (')
Pauschaler
Einfuhrpreis

KN-Code Drittland-Code (')
Pauschaler

Einfuhrpreis

0702 00 35 052 52,9 412 132,4
060 80,2 512 186,0
064 59,6 600 64,5
066 41,7 624 123,2
068 62,3 999 104,3
204 50,9 0808 10 92, 0808 10 94, I
212 117,9 0808 10 98 039 79,3

624 75,0 064 76,5

999 67,6 388 55,7

ex 0707 00 25 052 70,1 400 59,9
053 166,9 404 61,5
060 61,0 508 68,4

066 53,8 512 61,4
068 60,4 524 57,4
204 49,1 528 48,0
624 207,3 800 62,6
999 95,5 804 49,3

0709 90 79 052 55,6 999 61,8
204 77,5 0808 20 57 052 77,6
624 196,3 388 79,6
999 109,8 512 89,7

0805 30 30 052 58,1 528 84,1
388 74,9 800 55,8
400 72,1 804 1 12,9
512 65,9 999 83,3
520 66,5 0809 30 41 , 0809 30 49 052 63,1
524 61,5 220 121,8
528 61,6 624 106,8
600 54,7 999 97,2
624 78,0 0809 40 30 052 73,2
999 65,9 064 62,3

0806 10 40 052 87,9 066 77,8
064 49,8 068 61,2
066 49,4 624 95,1
220 110,8 676 68,6

I 400 134,7 999 73,0

(') Nomenklatur der Länder gemäß Verordnung (EG) Nr. 3079/94 der Kommission (ABl. Nr. L 325 vom 17. 12. 1994, S. 17). Der Code »999 steht für
-Verschiedenes".
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VERORDNUNG (EG Nr. 2242/95 DER KOMMISSION
vom 22. September 1995

zur Änderung der im Zuckersektor für bestimmte Erzeugnisse geltenden
repräsentativen Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle

Verordnung (EG) Nr. 1568/95 der Kommission (4), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2233/95 (*), fest­
gesetzt.

Die Anwendung der mit der Verordnung (EG)
Nr. 1423/95 erlassenen Festsetzungsbestimmungen auf
die Angaben, die der Kommission vorliegen , hat die
Änderung der geltenden Beträge gemäß dem Anhang zur
vorliegenden Verordnung zur Folge —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1423/95 genannten Erzeugnisse anzuwendenden
repräsentativen Preise und zusätzlichen Zölle sind im
Anhang festgesetzt.

Artikel 2

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des
Rates vom 30 . Juni 1981 über die gemeinsame Markt­
organisation für Zucker (] ), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1 101 /95 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1423/95 der
Kommission vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbe­
stimmungen zur Einfuhr von Erzeugnissen des Zucker­
sektors außer Melasse (3), insbesondere auf Artikel 1
Absatz 2 zweiter Unterabsatz und Artikel 3 Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und
bestimmtem Sirup zu berücksichtigenden repräsentativen
Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle wurden durch die Diese Verordnung tritt am 23 . September 1995 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel, den 22. September 1995
Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 177 vom 1 . 7 . 1981 , S. 4.
(2) ABl . Nr. L 110 vom 17. 5 . 1995, S. 1 .
P) ABl . Nr. L 141 vom 24. 6 . 1995, S. 16 .

(4) ABl . Nr. L 150 vom 1 . 7 . 1995, S. 36.
O ABl . Nr. L 225 vom 22. 9. 1995, S. 11 .
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 22. September 1995 zur Änderung der bei der Einfuhr
von Weißzucker, Rohzucker und der Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 99 anwendbaren

repräsentativen Preise und zusätzlichen Zölle

(in ECU)

KN-Code
Repräsentativer Preis

je 100 kg
Eigengewicht

Zusätzlicher Zoll je
100 kg

Eigengewicht

1701 11 10 (') 22,09 5,26

1701 11 90 (') 22,09 10,49
1701 12 10 (') 22,09 5,07
1701 12 90 (') 22,09 10,06
1701 91 00 (2) 27,25 11,61
1701 99 10 (2) 27,25 7,09
1701 99 90 0 27,25 7,09
1702 90 99 0 0,27 0,38

(') Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 431 /68 des Rates (ABl . Nr. L 89 vom
10 . 4. 1968 , S. 3).

(a) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 793/72 des Rates (ABl . Nr. L 94 vom
21 . 4. 1972, S. 1 ).

(3 ) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.



23 . 9 . 95 I DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228/23

VERORDNUNG (EG) Nr. 2243/95 DER KOMMISSION
vom 22 . September 1995

über die Erteilung von Ausfuhrlizenzen für Obst und Gemüse mit
Vorausfestsetzung der Erstattung

überschritten, wenn auf die seit 18 . September 1995
gestellten Anträge ohne Einschränkung Lizenzen mit
Vorausfestsetzung der Erstattung erteilt werden . Infolge­
dessen ist es angezeigt, auf die am 18 . September 1995
beantragten Mengen einen Verringerungskoeffizienten
anzuwenden und die Anträge auf Erteilung von Ausfuhrli­
zenzen mit Vorausfestsetzung der Erstattung abzulehnen,
die später im Hinblick auf eine Erteilung während des
laufenden Zeitraums gestellt werden —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1488/95 der
Kommission vom 28. Juni 1995 mit Durchführungsbe­
stimmungen zu den Ausfuhrerstattungen für Obst und
Gemüse ('), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1489/95 der Kommission (2)
wurden die Mengen festgelegt, für welche Ausfuhrli­
zenzen mit Vorausfestsetzung der Erstattung beantragt
werden können . Von dieser Regelung ausgenommen sind
die im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe beantragten
Ausfuhrlizenzen .

Mit Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1488/95 wurden
die Bedingungen festgelegt, unter denen die Kommission
Sondermaßnahmen ergreifen kann, um die Überschrei­
tung der Mengen zu verhindern, für die Ausfuhrlizenzen
beantragt werden können .

Gemäß den der Kommission vorliegenden Informationen
werden die im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1489/95
angeführten 908 Tonnen Haselnüsse ohne Schale nach
Erhöhung bzw. Verringerung um die in Artikel 4 Absatz
1 der Verordnung (EG) Nr. 1488/95 genannten Mengen

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die am 18 . September 1995 nach Artikel 1 der Verord­
nung (EG) Nr. 1489/95 für Haselnüsse ohne Schale mit
Vorausfestsetzung der Erstattung beantragten Ausfuhrli­
zenzen werden zu 5,46 % ausgestellt.

Die nach dem 18 . September 1995 und vor dem 25.
Oktober 1995 gestellten Anträge auf Erteilung von
Lizenzen für die Ausfuhr des genannten Erzeugnisses mit
Vorausfestsetzung der Erstattung werden abgelehnt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 23 . September 1995 in Kraft.

verbindlich und gilt unmittelbar in jedemDiese Verordnung ist in allen ihren Teilen
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 22. September 1995

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 145 vom 29. 6. 1 995, S. 68 .
2 ABl . Nr. L 145 vom 29. 6. 1995, S. 75 .
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2244/95 DER KOMMISSION
vom 22. September 1995

zur Festsetzung des Weltmarktpreises für nichtentkörnte Baumwolle

unter Berücksichtigung der günstigsten Angebote und
Notierungen unter denjenigen Angeboten und Notie­
rungen bestimmt, die als repräsentativ für den tatsäch­
lichen Markttrend gelten. Dabei wird ein Durchschnitt
der Angebote und Notierungen ermittelt, die auf einer
oder mehreren europäischen Börsen für ein Erzeugnis cif
in einem nordeuropäischen Hafen festgestellt wurden, das
aus einem für den Welthandel als repräsentativ geltenden
Lieferland stammt. Allerdings ist vorgesehen, daß diese
Kriterien für die Bestimmung des Weltmarktpreises für
entkörnte Baumwolle angepaßt werden können, um
Unterschieden Rechnung zu tragen, die sich aus der
Qualität des gelieferten Erzeugnisses oder der Art der
Angebote und Notierungen erklären . Diese Anpassungen
sind in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1201 /89
festgesetzt.

In Anwendung dieser Kriterien wird der Weltmarktpreis
für nichtentkörnte Baumwolle auf das im folgenden ange­
gebene Niveau festgesetzt —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Griechenlands,
insbesondere auf die Absätze 3 und 10 des Protokolls Nr.
4 über Baumwolle, zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1553/95 des Rates ('),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1554/95 des Rates
vom 29. Juni 1995 zur Festlegung der allgemeinen
Vorschriften der Beihilferegelung für Baumwolle und zur
Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2169/81 (2), insbe­
sondere auf Artikel 3 und 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1554/95 wird
der Weltmarktpreis für nichtentkörnte Baumwolle regel­
mäßig anhand des in der Vergangenheit festgestellten
Verhältnisses zwischen dem für entkörnte Baumwolle
zugrunde gelegten Weltmarktpreis und dem für nichtent­
körnte Baumwolle berechneten Weltmarktpreis ermittelt.
Dieses Verhältnis ist mit Artikel 1 Absatz 2 der Verord­
nung (EWG) Nr. 1201 /89 der Kommission vom 3. Mai
1989 zur Durchführung der Beihilferegelung für Baum­
wolle (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2064/95 (4), festgelegt worden. Ist es nicht möglich, den
Weltmarktpreis auf diese Weise zu bestimmen, so wird
dieser Preis auf der Grundlage des zuletzt bestimmten
Preises festgesetzt.

Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1554/95 wird
der Weltmarktpreis für entkörnte Baumwolle für ein
bestimmten Merkmalen entsprechendes Erzeugnis und

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der Weltmarktpreis für nichtentkörnte Baumwolle gemäß
Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1554/95 wird auf
40,243 ECU je 100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 23. September 1995 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 22. September 1995

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(») ABl . Nr. L 148 vom 30. 6. 1995, S. 45.
2 ABl . Nr. L 148 vom 30. 6. 1995, S. 48 .
(3) ABl . Nr. L 123 vom 4. 5. 1989, S. 23.
(4) ABl . Nr. L 204 vom 30. 8 . 1995, S. 8 .
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 18 . September 1995
zur Änderung der Entscheidungen 94/432/EG, 94/433/EG und 94/434/EG mit
Anwendungsbestimmungen zur Richtlinie 93/23/EWG des Rates betreffend die
statistischen Erhebungen über die Schweineerzeugung, zur Richtlinie
93/24/EWG betreffend die statistischen Erhebungen über die Rindererzeugung
und zur Richtlinie 93/25/EWG des Rates betreffend die statistischen Erhebungen

über Bestand und Erzeugung des Schaf- und Ziegensektors
(Text von Bedeutung für den EWR)

(95/380/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 93/23/EWG des Rates vom 1 .
Juni 1993 betreffend die statistischen Erhebungen über
die Schweineerzeugung ('), insbesondere auf Artikel 1
Absatz 3 und Artikel 6 Absatz 3,

gestützt auf die Richtlinie 93/24/EWG des Rates vom 1 .
Juni 1993 betreffend die statistischen Erhebungen über
die Rindererzeugung (2), insbesondere auf Artikel 1 Absatz
3 und Artikel 6 Absatz 3 ,

gestützt auf die Richtlinie 93/25/EWG des Rates vom 1 .
Juni 1993 betreffend die statistischen Erhebungen über
Bestand und Erzeugung des Schaf- und Ziegensektors f),
insbesondere auf Artikel 1 Absatz 4 und Artikel 7 Absatz
2,

gestützt auf die Entscheidung 94/432/EG der Kommis­
sion vom 30. Mai 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Richtlinie 93/23/EWG des Rates betreffend die stati­
stischen Erhebungen über den Schweinebestand und die
Schweineerzeugung (4),

gestützt auf die Entscheidung 94/433/EG der Kommis­
sion vom 30. Mai 1994 mit Durchführungsbestimmungen

zur Richtlinie 93/24/EWG des Rates betreffend die stati­
stischen Erhebungen über den Rinderbestand und die
Rindererzeugung und zur Änderung dieser Richtlinie (*),

gestützt auf die Entscheidung 94/434/EG der Kommis­
sion vom 30 . Mai 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Richtlinie 93/25/EWG des Rates betreffend die stati­
stischen Erhebungen über den Schaf- und Ziegenbestand
und die Schaf- und Ziegenerzeugung (6),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Wegen des Beitritts Österreichs, Finnlands und Schwe­
dens sind bestimmte technische Anpassungen an den
vorgenannten Entscheidungen vorzunehmen und gewisse
darin enthaltene Ausnahmeregelungen auf die neuen
Mitgliedstaaten auszudehnen.

Die vorgenannten Richtlinien und Entscheidungen sehen
für die Mitgliedstaaten , deren Schweine-, Rinder- und
Ziegenbestand nur einen geringen Prozentsatz des
Gesamtbestandes der Gemeinschaft ausmacht, die
Möglichkeit von Ausnahmeregelungen zur zahlenmä­
ßigen Beschränkung der Jahreserhebungen vor.

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
stehen im Einklang mit der Stellungnahme des durch den
Beschluß 72/279/EWG des Rates Ç) eingesetzten Stän­
digen Agrarstatistischen Ausschusses —

(■) ABl . Nr. L 149 vom 21 . 6. 1993, S. 1 .
O ABl. Nr. L 149 vom 21 . 6 . 1993, S. 5.
(3) ABl. Nr. L 149 vom 21 . 6 . 1993, S. 10 .
4 ABl . Nr. L 179 vom 13. 7. 1994, S. 22.

O ABl . Nr. L 179 vom 13. 7. 1994, S. 27.
H ABl . Nr. L 179 vom 13. 7. 1994, S. 33 .
P) ABl . Nr. L 179 vom 7. 8 . 1972, S. 1 .
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Entscheidung 94/432/EG mit Anwendungsbestim­
mungen zur Richtlinie 93/23/EWG ist wie folgt zu
ergänzen :

1 . Anhang I ist wie folgt zu ergänzen :
»Österreich : Bundesländer

(c) Aufschlüsselung fakultativ für Portugal, Luxem­
burg, Griechenland, Frankreich und Schweden".

3 . In Anhang V ist der Wortlaut des Vermerks (d) durch
folgenden Wortlaut zu ergänzen :
„Schweden".

4. In Anhang V ist der Wortlaut des Vermerks (e) mit der
Uberschrift „Mai/Juni " durch folgenden Wortlaut zu
ergänzen :
„Schweden".

Artikel 3

Die Entscheidung 94/434/EG mit Anwendungsbestim­
mungen zur Richtlinie 93/25/EWG ist wie folgt zu
ergänzen :

1 . Anhang II ist wie folgt zu ergänzen :
„Österreich : Bundesländer

Finnland : Etelä-Suomi
Sisä-Suomi
Pohjanmaa
Pohjois-Suomi

Finnland : Etelä-Suomi

Schweden : 8 Riksomraden .

2. In Anhang II lauten die Vermerke (a) und (b) wie
folgt :
„(a) Aufschlüsselung fakultativ für die Niederlande,

Dänemark und Schweden.

(b) Aufschlüsselung fakultativ für Portugal , Luxem­
burg, Griechenland und Schweden".

3 . In Anhang IV ist der Wortlaut des Vermerks (b) durch
folgenden Wortlaut zu ergänzen :
„Finnland,
Schweden".

4. In Anhang IV ist der Wortlaut des Vermerks (e) mit
der Uberschrift „Ein fester Monat im Jahr" durch
folgenden Wortlaut zu ergänzen :
„Schweden, Juni ".

Artikel 2

Die Entscheidung 94/433/EG mit Anwendungsbestim­
mungen zur Richtlinie 93/24/EWG ist wie folgt zu
ergänzen :

1 . Anhang II ist wie folgt zu ergänzen :
„Österreich : Bundesländer

Sisä-Suomi
Pohjanmaa
Pohjois-Suomi

Schweden : — für Schafe : 8 Riksomraden
— für Ziegen : —".

2. In Anhang III , Tabelle I lauten die Vermerke (a), (b)
und (c) wie folgt :
„(a) Aufschlüsselung fakultativ für Luxemburg,

Belgien , Dänemark und Schweden .
(b) Fakultativ für Deutschland, die Niederlande und

Schweden .

(c) Fakultativ für Belgien, Deutschland, Irland, die
Niederlande, Österreich, Finnland, Schweden und
das Vereinigte Königreich".

3 . In Anhang III, Tabelle 2 lauten die Vermerke (a) und
(c) wie folgt :
„(a) Aufschlüsselung fakultativ für Deutschland,

Luxemburg, Belgien, das Vereinigte Königreich,
Irland und Schweden .

(c) Fakultativ für Deutschland, die Niederlande und
Schweden".

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel , den 18 . September 1995

Für die Kommission

Yves-Thibault DE SILGUY

Mitglied der Kommission

Finnland : Etelä-Suomi
Sisä-Suomi
Pohjanmaa
Pohjois-Suomi

Schweden : 8 Riksomraden .

2. In Anhang III lauten die Vermerke (a), (b) und (c) wie
folgt :
„(a) Aufschlüsselung fakultativ für die Niederlande,

Dänemark und Schweden .

(b) Aufschlüsselung fakultativ für Portugal , Luxem­
burg, Griechenland und Schweden .



23 . 9 . 95 DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228/27

BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Entscheidung 95/125/EG der Kommission vom 4. April 1995 betreffend
den Status von Frankreich im Hinblick auf die Infektiöse Hämatopoetische Septikämie

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 84 vom 14. April 1995)

Der Titel der Entscheidung muß wie folgt lauten :
„Entscheidung 95/125/EG der Kommission vom 4. April 1995 betreffend den Status von Frank­
reich im Hinblick auf die Infektiöse Hämatopoetische Nekrose und die Virale Hämorrhagische
Septikämie".
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